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«Es darf nicht sein, dass wir uns
wieder mit zwei Dritteln der Kosten
an diesem regionalen Projekt
beteiligen müssen. Ich lasse mich
gerne als Erbsenzähler bezeich-
nen. Denn wenn ich keine Erbsen
mehr habe, kann ich mir auch
keine Bohnen leisten.»
Bruno Jagher (SVP), Herzstück-Debatte

«Es geht vielmehr darum, dass wir
hier ein Lotterielos kaufen – ein
30 Millionen Franken teures Los.»
André Auderset (LDP), Herzstück-Debatte

«Ich bin besorgt. Es kommt heute
wieder zu einer erstaunlichen
Allianz von links und rechts.
Ein reaktionäres Team, das auf
alles schiesst, was sich bewegt.»
Ruedi Rechsteiner (SP), Herzstück-Debatte

«Es heisst doch fördern und for-
dern. Fordern muss wieder mehr
in den Vordergrund rücken!»
Joël Thüring (SVP), Integrations-Debatte

«Diese Sprachkurse müssen
etwas kosten. Was nichts kostet,
ist nichts wert.»
David Jenny (FDP), Integrations-Debatte

«Es gelingt der SVP, uns zu ihrer
unfreiwilligen Gehilfin zu machen,
damit sie eine kleine Verschärfung
des Integrationssartikels erreicht.»
Danielle Kaufmann (SP), Integrations-Debatte

«Als Betroffener stört es mich,
dass die Sprachkompetenz viel
höher gewichtet wird als die Sozial-
kompetenz. Der Mensch ist doch
viel mehr als Sprachkompetenz.»
Atilla Toptas (SP), Integrations-Debatte

Weiche für das
Herzstück gestellt
Das letzte Wort über die Durchmesserlinie
dürfte das Volk haben

Von Jonas Hoskyn

Basel. Die Frage, ob Basel eine unterir-
dische S-Bahn braucht, die den Bahn-
hof SBB, den Badischen Bahnhof und
den Bahnhof St. Johann verbindet, spal-
tete gestern den Grossen Rat. Von einem
«historischen Werk» sprachen die
Befürworter, als «grössenwahnsinniges
Projekt» bezeichneten es die Gegner.
Tatsächlich ist die geplante Durchmes-
serlinie mit dem klingenden Namen
Herzstück die bedeutendste Neuerung
in der regionalen Verkehrsinfrastruktur
seit Jahrzehnten. Die Kosten werden je
nach Variante mit oder ohne den
Anschluss St. Johann auf zwischen 1,2
und zwei Milliarden Franken geschätzt.

Zahlen soll das Ganze der Bund. Das
Herzstück gehört zu den Projekten, die
um die Gelder im strategischen Ent-
wicklungsprogramm Bahninfrastruktur
(Step) wetteifern. Die beiden Basel
müssen gemeinsam das Vorprojekt für
rund 30 Millionen finanzieren, mit dem
in den nächsten vier bis fünf Jahren die
Durchmesserlinie geplant wird. Mit
dem gestrigen Ja des Grossen Rats und
der heute erwarteten Zustimmung des
Baselbieter Landrats hofft man, dass
das Herzstück beim Bund an Wichtig-
keit gewinnt und noch in die Gruppe
der Projekte rutscht, die vor 2030 reali-
siert werden. Denn aktuell rangiert das
Herzstück in Bundesbern noch unter
«ferner liefen».

Das Gros der Basler Parlamentarier
votierte gestern für die Durchmesserli-
nie, mit 74 zu 15 Stimmen. Bestritten
war das Herzstück vor allem in den poli-
tischen Polparteien:  SVP und BastA!
waren grossenteils dagegen, und auch
bei der LDP war das Projekt umstritten.
«Die Frage ist: Wie viel ist uns ein biss-
chen mehr Luxus im ÖV wert?», sagte

LDP-Grossrat André Auderset. Auch die
Finanzierbarkeit wurde infrage gestellt:
«Mit einer Selbstverständlichkeit son-
dergleichen wird erwartet, dass der
Bund die Milliarden-Kosten über-
nimmt», sagte SVP-Grossrat Bruno
Jagher:  Es könne aber auch passieren,
dass man nun Millionen in ein nicht
finanzierbares Projekt steckt.

Referendum angekündigt
Die BastA! befürchtete, dass wegen

des Herzstücks der Ausbau des Tramnet-
zes auf der Strecke bleiben könnte: «Die
Regierung vertritt hier eine reine wirt-
schaftspolitische Optik statt einer ver-
kehrspolitischen Vision», sagte Patrizia
Bernasconi (BastA!). Auch die Frage, ob
das Herzstück nicht die Zersiedelung
fördert, wurde aufgeworfen. Für die
Durchmesserlinie votierten die Fraktio-
nen der SP, CVP/EVP und der FDP. «Es
ist die einzige Variante, unsere Region
weiterzuentwickeln», argumentierte
Helmut Hersberger (FDP).

Für Diskussionen sorgte auch der
Umstand, dass Basel-Stadt zwei Drittel
der rund 30 Millionen für die Vorstudie
zahlt und Baselland nur einen Drittel.
Der Kostenschlüssel sei an eine Nut-
zungsstudie angelehnt, sagte Bau- und
Verkehrsdirektor Hans-Peter Wessels.
Demnach profitiere die Stadt auch stär-
ker. Auch bezüglich der Bundesgelder
zeigte er sich zuversichtlich. Zuvor
muss das Herzstück aller Voraussicht

nach jedoch noch
einen Urnengang
überstehen. Denn
die Gegner kün-
digten gestern
bereits an, Stim-
men für ein Refe-
rendum sammeln
zu wollen.

Pro

Der logische nächste Schritt
Von Jonas Hoskyn

Wer im Herzstück nur eine Verbindung
zwischen dem Bahnhof SBB und dem
Badischen Bahnhof sieht, erkennt die
Bedeutung dieses Jahrhundertprojekts
nicht. Tatsächlich dürfte die Zeiterspar-
nis für Herrn und Frau Basler im Ver-
gleich zu Tram, Bus oder Velo eher
marginal ausfallen. Das Herzstück ist
als logischer nächster Schritt im aktuel-
len Verkehrsnetz in der Region zu
sehen. Es trägt zur Entflechtung des
Schienennetzes bei und nicht zuletzt
zum Zusammenwachsen der Region.

Basel wird immer wieder den schmalen
Grat finden müssen zwischen dem
eigenen Anspruch als Big Player und
der Realität als vergleichsweise über-
schaubare Stadt – ja teilweise ist man
schon fast versucht zu sagen Dorf.
Das Herzstück ist für einmal keine
Pflästerlipolitik. Vielmehr wird mit der
grossen Kelle angerichtet. Eine
zukunftsgerichtete Vision, von der
nicht zuletzt die Wirtschaft in der
Region profitieren wird. Und dass es
das Ganze noch vom Bund quasi zum
Nulltarif spendiert gibt, ist der Sache
sicherlich auch nicht abträglich.

Contra

Riesenaufwand für Mini-U-Bahn
Von Nina Jecker

Sicherlich, die 20 Millionen, die der
Kanton Basel-Stadt für das Herzstück
aufwenden müsste, sind im Vergleich
zu den zwei Milliarden, die der Bund in
den Bau investieren will, Peanuts. Aber
auch Bundesgelder sind nicht einfach
ein Geschenk, sondern werden über
diverse Steuern, Gebühren und weitere
Abgaben erhoben. Deshalb sollte man
genau hinschauen, ob die Stadt Basel
wirklich eine U-Bahn braucht. Die Ant-
wort ist nein. Eine Stadt, die so über-
schaubar ist, dass alles auch zu Fuss

erreicht werden kann, und die zudem
über ein dichtes Netz an Tram- und
Buslinien verfügt, hat kein Herzstück
nötig. Nehmen wir London mit über
acht Millionen Einwohnern: Da ist eine
unterirdische Bahnverbindung uner-
lässlich. Eine Basler Mini-U-Bahn, das
hingegen wäre zwar nice to have, aber
unnötiger Luxus. Die Bundesgelder
dafür könnte man besser einsetzen.
Wer beispielsweise im chronisch über-
füllten Zug von Bern nach Zürich pen-
delt, weiss: Bevor wir an Luxus denken
können, haben wir in der Schweiz drin-
gendere ÖV-Probleme zu lösen.

Gratissprachkurse für Migranten
Basler Parlament beschliesst den Gegenvorschlag zur SVP-Initiative

Von Franziska Laur

Basel. «Wir haben uns intensiv mit dem
Thema Integration auseinanderge-
setzt», sagte Kommissionssprecherin
Tanja Soland (SP) zur Integrations-Ini-
tiative. Intensiv, nämlich vier Stunden,
hat auch der Grosse Rat über die Initia-
tive aus den Reihen der SVP debattiert.
Diese will, dass der Kanton bei der
Erteilung von Aufenthaltsbewilligun-
gen für Ausländer aus Drittstaaten eine
Integrationsvereinbarung abschliesst.
Ihr geht es unter anderem darum, dass
schlecht integrierbare und deutsch-
unkundige Migranten zum Besuch von
Sprach- oder Integrationskursen
gezwungen werden können.

«Davon betroffen wären lediglich 10
bis 15 Prozent der Migranten», sagte
Soland. Die Kommission habe sich
gegen die Initiative ausgesprochen, sei
jedoch trotzdem der Ansicht, dass man
den Druck leicht erhöhen könne. Ein
Gegenvorschlag sieht vor, dass den
Ankommenden gleich beim Begrüs-
sungsgespräch ein Gutschein über-
reicht wird, mit dem sie innert eines
Jahres einen Sprachkurs besuchen kön-

nen. Danach wolle man den Migranten
zunächst Zeit lassen, sich selbstverant-
wortlich für die persönliche Integration
einzusetzen. Nach sechs bis zwölf
Monaten Eingewöhnungszeit solle im
Rahmen eines Integrationsgesprächs
der Prozess beurteilt werden. Falls es
dann Probleme gebe, würde eine Inte-
grationsvereinbarung mit Zielen folgen.
Eine flächendeckende Anwendung sei
unsinnig, verursache Bürokratie und
koste viel Geld.

Wenige besuchen offiziellen Kurs
«Was uns selbst erstaunt hat, ist,

dass heute nur 7,3 Prozent der nicht
deutschsprachigen Einwanderer den
subventionierten Kurs besuchen», sagte
Soland. Daher wolle man mit dem
Gegenvorschlag ein neues Vorgehen
versuchen.

SVP-Fraktionssprecher Joël Thüring
konterte mit dem Argument, es gebe zu
viele schlecht integrierte Personen in
Basel. Vor allem im Kleinbasel bestehe
die Gefahr, dass Parallelgesellschaften
heranwachsen. «Integration ist keine
Einbahnstrasse. Die Personen müssen
etwas leisten», sagte er.

«Ihr zementiert das Bild von unwilli-
gen Migranten und vergesst, dass sich
die meisten gut integrieren», erwiderte
Danielle Kaufmann im Namen der SP.
Die SVP wolle offensichtlich nur gut
gebildete Migranten. «Es gibt für die
SVP nur gute Migranten, sofern sie
etwas nützen.» Kaufmann ärgerte sich
auch, dass es die SVP einmal mehr
geschafft habe, ihre Partei vor den Kar-
ren zu spannen.

David Jenny sagte im Namen der
FDP dem Gegenvorschlag die Unter-
stützung zu. Man erwarte jedoch, dass
sich Migranten im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten an den Kurskosten beteiligen
müssten. In den Abstimmungen mit vier
Änderungsanträgen aus verschiedenen
Lagern folgte der Grosse Rat am Ende
knapp der Kommissionsfassung. Damit
blieben die Gratissprachkurse im
Gegenvorschlag enthalten. Die SVP
kündigte an, deswegen ihre Initiative
nicht zurückzuziehen. Abgelehnt wur-
den auch weitere SVP-Anträge zur Ver-
schärfung. Unter anderem ging es um
Bedingungen, wann Vereinbarungen
nötig sind und Sprachkurse erfolgreich
besucht worden sind.

Neues Zentrum für Zahnmedizin
Linke ergreifen Referendum gegen Auslagerung

Basel. Die Stadt erhält ein neues Uni-
versitäres Zentrum für Zahnmedizin
(UZB). Dies beschloss der Grosse Rat
gestern nach kurzer, aber heftiger
Debatte. Für das UZB werden die heu-
tige Volkszahnklinik, die Schulzahnkli-
nik und die Universitätskliniken für
Zahnmedizin zusammengelegt und neu
als öffentlich-rechtliche Anstalt geführt.
Das Zentrum, das schweizweit einzigar-
tig ist, soll in einem Neubau auf dem
Campus Rosental entstehen.

Die Vorlage teilte den Grossen Rat in
zwei praktisch gleich grosse Hälften
entlang der Parteigrenzen. SP und Grü-
nes Bündnis sprachen sich klar gegen
die Zusammenlegung und vor allem die
Auslagerung aus. Die bürgerlichen Par-
teien dafür. Man wolle die bereits
geschlagene Schlacht um die Auslage-
rung der Spitäler nochmals schlagen,
kritisierte FDP-Grossrat David Jenny
und betonte, dass die Zusammenfüh-
rung vor allem aus Sicht der Patienten
sehr wünschenswert sei.

Es gebe eine Reihe unguter Beispiele
wie etwa die der Basler Verkehrs-
Betriebe oder der Basler Kantonalbank,
wie eine Auslagerung schiefgehen
kann, hielt Beatriz Greuter (SP) dage-

gen. Man sei zwar für eine enge Koope-
ration mit der Universität, aber gegen
eine Auslagerung.

Sozialer Auftrag in Gefahr
Die Linke fürchtete vor allem um die

soziale Zahnmedizin, welche die Volks-
und die Schulzahnklinik leisten. Daran
änderte auch das Votum des neuen
Gesundheitsdirektors Lukas Engelber-
ger nichts, der betonte, dass man den
sozialen Auftrag nicht aus den Augen
verlieren werde. Eine Verschmelzung
bringe eine Verbesserung für alle. «Es
erstaunt mich, dass gerade diejenigen,
welche sich sozial aufs Banner geschrie-
ben haben, nun den Schwächeren Spit-
zenmedizin verweigern wollen», dop-
pelte Felix Eymann (LDP) nach.

Dieter Werthemann von den Grünli-
beralen hielt schliesslich treffend fest:
«Die Meinungen sind längst gemacht.
Es wird wohl kaum möglich sein, noch
den einen oder anderen umzustim-
men.» Dies zeigten auch die Abstim-
mungen: Sowohl beim Rückweisungs-
antrag wie auch bei der Schlussabstim-
mung unterlag die Ratslinke mit 41 zu
46 Stimmen. Zugleich kündigte sie das
Referendum an.  hys

Grosser Rat
Berichterstattung aus
dem Rathaus

Zitate

Heiner Vischer will
Strategie gegen Urinieren

Basel. In einem Anzug bittet Heiner
Vischer, LDP, den Regierungsrat zu
prüfen, ob eine Strategie geschaffen
werden kann, um die Kunst im öffentli-
chen Raum vor Sprayereien und Uri-
nieren zu schützen. Ausserdem fragt er
an, ob eine Strategie besteht, wie künf-
tig Kunst im öffentlichen Raum platziert
wird und wer dies bestimmt. Vischer
hatte schon einen Vorstoss für einen
neuen Standort der Serra-Plastik auf
dem Theaterplatz eingereicht. Als er
realisierte, dass der Künstler darüber
gar nicht erfreut ist und eventuell das
Werk von der Inventarliste nimmt, zog
er den Vorstoss zurück. ffl

Weniger umsteigen. Für Pendler würde die neue S-Bahn-Linie, welche die drei
Basler Bahnhöfe miteinander verbindet, grosse Vorteile bringen.  Foto Daniel Desborough


